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Einleitung 

1. Problemstellung 

Die Gewerkschaftslandschaft in Deutschland wurde im Laufe der letzten Jahre 
durch eine Reihe von Gewerkschaftsfusionen umgestaltet und befindet sich noch 
immer im Umbruch. Dieser Fusionsprozeß hat nicht nur eine beachtliche gesell-
schaftspolitische Dimension, sondern wirft auch eine Reihe von rechtlichen Pro-
blemen auf. Vor allem die Art und Weise, in der die Zusammenschlüsse vollzogen 
wurden, gibt Anlaß zu einer kritischen Untersuchung. So stellt sich u. a. die Frage, 
ob die Rechte der einzelnen Mitglieder im Rahmen der weitgehend von oben ge-
steuerten Fusionen hinreichende Berücksichtigung gefunden haben. Den Hinter-
grund einer Reihe von Einzelproblemen bildet der Konflikt zwischen den Indivi-
dualrechten der Mitglieder und dem Interesse der Verbände an einem möglichst 
unkomplizierten Verfahren. Zunächst geht es um die rechtliche Umsetzung derarti-
ger Fusionen. Klärungsbedürftig sind dabei im wesentlichen folgende Fragen: 

- Nach welchen Rechtsvorschriften richtet sich eine Gewerkschaftsfusion? Ist 
eine Verschmelzung ohne Abwicklung im Wege der Gesamtrechtsnachfolge 
möglich? 

- Welche Organe bzw. Gremien sind zu beteiligen? Inwieweit sind Gewerk-
schaftstagsbeschlüsse zur Umsetzung der Fusion erforderlich? 

- Wie vollzieht sich der Übergang der Mitglieder auf die neue bzw. aufnehmende 
Gewerkschaft? Gibt es einen Weg der kollektiven Übertragung der Mitglied-
schaften, oder ist der individuelle Beitritt unverzichtbar? 

- Wie wird das Vermögen übertragen? Bedarf es zwingend einer vorherigen Li-
quidation, oder ist ein vereinfachtes Verfahren denkbar? 

Aus dem Gesichtspunkt der Tarifautonomie als Teil der ThemensteIlung ergibt 
sich ein weiterer Schwerpunkt der Arbeit. Bei der Behandlung der tarifrechtlichen 
Folgeprobleme einer Gewerkschaftsfusion werden nachstehende Aspekte relevant: 

- Wie wirkt sich die Auflösung einer Gewerkschaft im Rahmen einer Fusion auf 
die bestehenden Tarifverträge aus? 

- Wie läßt sich eine Übernahme der laufenden Tarifverträge durch die fortbeste-
hende oder neugegründete Gewerkschaft erreichen? Ist eine tarifliche Gesamt-
rechtsnachfolge denkbar, oder bedarf es der rechtsgeschäftlichen Überleitung? 
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- WeIche Voraussetzungen im Hinblick auf Tarifzuständigkeit und mitgliedschaft-
liche Legitimation sind zu beachten, und weIche rechtliche Konstruktion bietet 
die meisten Vorzüge? 

Schließlich sind die Auswirkungen der gegenwärtigen Entwicklung im Rahmen 
der rechtlichen Grundordnung des Arbeitsmarktes zu beleuchten, wobei ein gewis-
ser Schwerpunkt bei der Behandlung dieses Problemkomplexes wiederum im Be-
reich der Tarifautonomie liegen wird. Folgende Leitfragen sind zu nennen: 

- Inwieweit wirken sich Gewerkschaftsfusionen wettbewerbsbeschränkend auf 
dem Arbeitsmarkt aus und verstärken möglicherweise korporatistische Tenden-
zen? 

- Genießen Wettbewerb auf dem Arbeitsmarkt und gewerkschaftliche Konkurrenz 
überhaupt rechtlichen Schutz? Inwieweit muß der Staat Koalitionspluralismus 
gewährleisten oder zumindest ermöglichen und weIche konkreten rechtlichen 
Konsequenzen lassen sich ggf. hieraus ableiten? 

- WeIche rechtlichen Vorgaben sind angesichts des Phänomens der Gewerk-
schaftsfusionen für die innere Verfassung der Gewerkschaften zu beachten? 

2. Stand der bisherigen Forschung 

Die speziell zum Thema Gewerkschaftsfusion erschienene juristische Literatur 
ist bislang außerordentlich mager. Dies ist vermutlich vor allem dadurch zu erklä-
ren, daß erst die jüngste Welle von Gewerkschaftsfusionen ein entsprechendes öf-
fentliches Interesse hervorgerufen hat. Im älteren Schrifttum ist auf eine Disserta-
tion mit dem Titel "Die Auflösung und Fusion von Berufsvereinen und ihre ar-
beitsrechtliche Bedeutung" aus dem Jahr 1931 hinzuweisen. 1 Auch im neueren 
Schrifttum finden sich nur vereinzelte Abhandlungen. So erschienen 1990 zwei 
Zeitschriftenaufsätze über die Bildung gesamtdeutscher Gewerkschaften. 2 Eben-
falls vor dem Hintergrund der deutschen Einheit steht die Monographie "Ver-
schmelzung und Koordinierung von Verbänden", die u. a. auch Gewerkschaften 
behandelt.3 Die neuere Konzentrationsentwicklung wird durch zwei weitere Auf-
sätze über die Fusion von Gewerkschaften aus den Jahren 19934 und 19945 beglei-
tet, die als Gutachten in Auftrag gegeben wurden und als rechtliche Grundlage für 
konkrete Fusionsvorhaben dienten. Eine erneute Behandlung durch Rieble6 erfährt 

I v. Ungern-Sternberg. Die Auflösung und Fusion von Berufsvereinen, 1931. 

2 Rieble. AuR 1990, S. 365 ff.; Kempen. AuR 1990. S. 372 ff.; vgl. auch Rieble. JZ 1991. 
S. 658 ff. 

3 Drobnig I Becker I Remien. Verschmelzung und Koordinierung von Verbänden. 1991. 

4 Reuter. DZWir 1993. S. 404 ff. 
5 Hanaul Kania. AuR 1994. S. 205 ff. (Rechtsgutachten für den Zusammenschluß von IG 

BE, IG CPK und GL zur IG BCE). 

6 Rieble. Arbeitsmarkt und Wettbewerb. 
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das Phänomen der Gewerkschaftsfusionen als Spezialproblem im Rahmen seiner 
1997 erschienenen Habilitationsschrift "Arbeitsmarkt und Wettbewerb". Eine 
komprimierte Behandlung der wichtigsten hier aufgeworfenen Fragen findet sich 
schließlich bei Richardi7 unter dem Titel "Gewerkschaftsfusion und Tarifautono-
mie", der auch der vorliegenden Arbeit zugrundegelegt wurde. Die Rechtspre-
chung ist, soweit ersichtlich, bislang kaum mit Gewerkschaftsfusionen befaßt ge-
wesen. Lediglich in zwei Entscheidungen des BAG8 geht es um Folgeprobleme ei-
ner Gewerkschaftsfusion. Fragen der Zulässigkeit und rechtlichen Umsetzung von 
Vereinsfusionen sind allerdings auch über den Spezialfall der Gewerkschaften hin-
aus Gegenstand von Rechtsprechung und Literatur. Weitgehend vernachlässigt 
wird dabei jedoch die Sonderstellung von Vereinen als Tarifverbände. Die tarif-
rechtliche Literatur beschränkt sich wiederum zumeist auf den Fall der Auflösung 
einer Tarifvertragspartei, ohne den weitergehenden Schritt der Fusion zu berück-
sichtigen. Die tarifrechtlichen Wirkungen von Verbandsfusionen und der ordnungs-
rechtliche Rahmen der Tarifautonomie bedürfen daher besonderer Aufmerksam-
keit. Insgesamt ist festzustellen, daß bislang weder die rechtstechnischen Fragen 
der Gestaltung einer Gewerkschaftsfusion noch die tarifrechtlichen und arbeits-
marktrechtlichen Folgeprobleme eine hinreichende Klärung erfahren haben. 

3. Methode und Aufbau der Arbeit 

Die vorliegende Arbeit will sich nicht darauf beschränken, die vorhandene juri-
stische Literatur auszuwerten, sondern auch - soweit möglich - die rechtstatsächli-
chen Vorgänge im Rahmen der bislang erfolgten Gewerkschaftsfusionen berück-
sichtigen. Den hier entwickelten Lösungsansätzen soll daher immer wieder die bis-
herige Fusionspraxis gegenübergestellt werden, wobei entsprechendes Material 
von den einzelnen Gewerkschaften in unterschiedlichem Umfang veröffentlicht 
bzw. zur Verfügung gestellt wurde. 

Um die Tragweite der jüngsten Fusionswelle im historischen Kontext deutlich 
zu machen, ist im Ersten Teil ein kurzer Überblick über die wichtigsten Entwick-
lungslinien der gewerkschaftlichen Organisationsgeschichte zu geben, um sodann 
den aktuellen Prozeß im einzelnen darzustellen, was als empirische Grundlage für 
die weitere Untersuchung dienen soll. Im Zweiten Teil wird auf die Problematik 
der rechtlichen Umsetzung eingegangen, wobei sich der Aufbau an den oben auf-
geworfenen Fragestellungen orientiert. Die Grobstruktur der Darstellung folgt ei-
ner Zweiteilung nach den grundsätzlichen Alternativen Gesamtrechtsnachfolge 
und Einzelrechtsnachfolge. Dabei werden die Fragen des Mitglieder- und Vermö-
gensübergangs jeweils im Rahmen dieser unterschiedlichen rechtlichen Lösungs-

7 Richardi. Gewerkschaftsfusion und Tarifautonomie, FS Kraft, S. 509 ff. 
8 BAG, AP Nr. 3 zu § 97 ArbGG (Fusion christlicher Gewerkschaften), AP Nr. 9 zu § 9 

TVG (Fusion zur IG Medien). 
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